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Überlegungen zur Planung von Geschichtsunterricht mit dem Ziel der Förderung historischer Urteilskompetenz 

Frank Hoffmann, Studienseminar Hagen

1) Legitimation des Vorhabens: Die Relevanz gezielter Förderung historischer Urteilskompetenz für den Geschichtsunterricht

Die im Kernlehrplan Geschichte für die Sekundarstufe I des Gymnasiums in NRW formulierten Kompetenzerwartungen räumen der Urteilskompetenz sowohl in den Jahrgangsstufen 5/6 als auch 7 bis 9 breiten Raum ein.
 Die von der Kultusministerkonferenz der Länder der Bundesrepublik vereinbarten „Einheitlichen Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung“ zählen die Urteilskompetenz ausdrücklich zu den im Rahmen des Abiturs von den Schülerinnen und Schülern nachzuweisenden historischen Kompetenzen.
 Entsprechend enthalten die Aufgabenstellungen für das Fach Geschichte im Rahmen des Zentralabiturs in NRW durchgängig Teilaufgaben, für deren Bewältigung die Schülerinnen und Schüler über Urteilskompetenz verfügen müssen. 

In den von verschiedenen Vertretern der Fachdidaktik Geschichte in den letzten Jahren entworfenen Kompetenz-Strukturmodellen historischen Denkens gehört die Urteilskompetenz ausnahmslos zu den grundlegenden historischen Kompetenzen, wenn auch z.T. unter anderen Bezeichnungen, etwa unter den Oberbegriffen „Re- und De-Konstruktionskompetenz“ sowie „historische Orientierungskompetenz“.
 Die historische Urteilskompetenz stellt einen unverzichtbaren Bestandteil eines reflektierten Geschichtsbewusstseins dar, dessen Ausbildung von der modernen Geschichtsdidaktik als übergreifendes Ziel jeglichen Geschichtsunterrichts angesehen wird.
 Denn im Beziehungsgefüge von Vergangenheitsdeutung, Gegenwartserfahrungen und Zukunftserwartungen, das durch den Begriff Geschichtsbewusstsein beschrieben wird, besitzt die Urteilsfähigkeit eine zentrale Bedeutung. Nur wer kompetent zu urteilen vermag, ist in der Lage, existierende Deutungen von Geschichte angemessen zu analysieren oder selbstständig eigene triftige Deutungen zu entwickeln.  Nur wer urteilskompetent ist, kann sich historisch orientieren, das heißt, gedeutete historische Erfahrung zur sinnhaften Ausrichtung der eigenen Lebenspraxis nutzen. Nur wer über historische Urteilskompetenz verfügt, ist zu kritischer Teilhabe an und Orientierung in der Geschichtskultur fähig.

Die Bedeutung kritischer (historischer) Urteilskompetenz reicht über fachspezifische Zusammen-hänge weit hinaus. Der Geschichtsunterricht kann dem von den geltenden Richtlinien des Landes NRW festgelegten „Bildungsauftrag des Gymnasiums“, der Befähigung der Schülerinnen und Schüler zur „mündiges Gestaltung [ihres] Lebens“
, nur gerecht werden, wenn es gelingt, den Schülerinnen und Schülern ein fundiertes historisches Urteilsvermögen zu vermitteln. Angesichts der unübersehbaren Fülle von Informationen, Meinungen, Kommentaren und Urteilen, die in der heutigen Informations- und Mediengesellschaft ohne Unterbrechung auf die Menschen hereinbricht, kann es keinem Zweifel unterliegen, dass ein Geschichtsunterricht, der „Hilfen geben [will] zur Entwicklung einer mündigen und sozial verantwortlichen Persönlichkeit“
, sich vor allem auf das Ziel der Ausbildung der Fähigkeit zur selbstständigen und reflektierten Urteilsbildung richten muss. Denn nur im eigenständigen und reflektierten Urteil „kann sich der Mensch von einer weitgehenden Fremdbestimmung durch erstickende Reizüberflutung befreien“.

Besondere Relevanz besitzt die Förderung der Urteilskompetenz auch im Rahmen des „wissenschaftsorientierten“ (Sek. I) bzw. „wissenschaftspropädeutischen Lernens“ (Sek. II), das von den Richtlinien als leitendes Prinzip des Schulunterrichts am Gymnasium vorgegeben wird. Denn aus wissenschaftstheoretischer Sicht stellt „die Geschichte“ ein „Bewusstseinskonstrukt“ dar, das heißt, einen auf Quellen gestützten „Vorstellungskomplex von Vergangenheit, der durch das gegenwärtige Selbstverständnis und durch Zukunftserwartungen strukturiert und gedeutet wird.“
 Diese grundlegende Erkenntnis der Geschichte als „deutende Rekonstruktion […] der Vergangenheit“ (Karl-Ernst Jeismann)
 lässt sich nur dann adäquat erfassen, wenn diese „Deutung“ im Sinne von Sinngebung, Bedeutungszuweisung, kausaler Erklärung (Sachurteil) und Bewertung (Werturteil) einen zentralen Aspekt des Geschichtsunterrichts bildet. Sowohl aus der Perspektive der Qualifikation zur „Bewältigung von Lebenssituationen“ (S.B. Robinsohn)  als auch aus wissenschafts-theoretischem Blickwinkel gehört demnach die Förderung der Entwicklung von (historischer) Urteilskompetenz zu den zentralen Aufgaben von Geschichtsunterricht. 

Über die Praxis des Geschichtsunterrichts hat Ernst Weymar bereits 1970 festgehalten, „keine Geschichtsstunde“ verlaufe ohne Urteilsbildung (genauer: „ohne Werturteile“).
  Diese Beobachtung beschreibt allerdings keinen Wunschzustand. Es spricht vielmehr vieles dafür, dass Feststellungen Dieter Massings über typische Kennzeichen des Schulunterricht in Politik
 genauso für das Fach Geschichte gelten: Die Schülerinnen und Schüler (und oft auch die Lehrkräfte!) urteilen im Unterricht explizit oder implizit ständig, aber die Kriterien, die sie dabei anwenden, sind ihnen oft wenig bewusst, meist wenig differenziert und kaum reflektiert, oft emotional, bisweilen auch irrational. Vor allem gegen Ende der Unterrichtsstunden werden die Schülerinnen und Schüler häufig zur Äußerung ihrer Meinung oder Haltung zu einem bestimmten historischen Sachverhalt aufgefordert. Meist  tragen sie dann ein wenig informiertes, gleichsam vorläufiges, unsicheres Wissen (wenn nicht sogar Vermutungen) und unverbindliche, teils beliebige, jedenfalls wenig begründete Meinungen vor. Der Unterricht kommt über einen unreflektierten und unsystematischen Austausch von Argumenten und Stellungnahmen zu einer bestimmten historischen Bewertungsfrage nicht hinaus. Ein echter Lernfortschritt mit dem Ziel kompetenter Urteilsfähigkeit ist auf diesem Wege, darin ist Massing fraglos zuzustimmen, nicht zu erreichen. Insofern ist es wenig überraschend, dass sich im Rahmen der Zentralabiturklausuren im Fach Geschichte in NRW bei vielen Prüflingen deutliche Schwächen in der Urteilskompetenz gezeigt haben.

Um diesen Missständen entgegenzuwirken, bedarf es fundamentaler Modifikationen der gerade beschriebenen Unterrichtspraxis. Schülerinnen und Schüler können nur dann wirksam in ihrer historischen Urteilskompetenz gefördert werden, wenn Urteilsbildung (mindestens) phasenweise ins Zentrum des Geschichtsunterrichts rückt und wenn der Prozess der Urteilsbildung im Unterricht bewusst gemacht und intensiv reflektiert wird. Der vorliegene Beitrag möchte auf der Basis notwendiger Vorüberlegungen einige Anregungen und  Vorschläge liefern, wie ein solcher Unterricht, der die historischer Urteilsfähigkeit der Schülerinnen und Schüler gezielt fördern möchte, gestaltet werden kann. 

2) Begriffliche Klärung: Was ist unter einem historischen Urteil zu verstehen?

Die Geschichtsdidaktik hat bisher keine präzise, differenzierte und allgemein anerkannte Definition der Begriffe „historisches Urteil“ bzw. „historische Urteilsbildung“ entwickelt. Bis heute prägen die 30 und mehr Jahre alten Aufsätze von Ernst Weymar
 und Karl-Ernst Jeismann
, die daran anknüpfen-den Arbeiten von Jörn Rüsen
 sowie die unterrichtspraktischen Überlegungen von Winfried Gosmann
 den fachdidaktischen Erkenntnisstand auf diesem Gebiet.
 

In Anlehnung an die Überlegungen von Weymar und Jeismann unterscheidet die Fachdidaktik Geschichte üblicherweise zwei Arten historischer Urteile, und zwar historische Sachurteile und historische Werturteile: Unter einem Sachurteil ist die Beurteilung von geschichtlichen Handlungen, Ereignissen und Prozessen im historischen Kontext zu verstehen, unter einem Werturteil die Bewertung historischer Entscheidungen, Handlungen oder Ideen von Personen, Gruppen oder Institutionen unter Bezug auf bestimmte Normen und Maßstäbe („Prämissen“).

Diese beiden Formen historischer Urteile sind nicht trennscharf voneinander abzugrenzen, sie sind vielmehr eng miteinander verflochten und durchdringen sich gegenseitig. Denn Sachurteile sind – schon in der Auswahl der Themen, Fragestellungen und untersuchten Materialien – nicht unbeeinflusst von Interessen und Wertungen, und Werturteile basieren, mindestens wenn sie gut durchdacht und begründet sind, auf Sachurteilen.
 Werden die beiden Urteilsarten aus analytischen Gründen voneinander getrennt betrachtet, handelt es sich demnach um eine künstliche Isolierung.
 

Dennoch ist die idealtypische
 Unterscheidung der beiden Urteilsformen zweckmäßig, insbesondere einer profunden Planung von Geschichtsunterricht förderlich, weil die Denkoperationen und Argumentationsweisen, die jeweils ihren Wesenskern ausmachen und entsprechend ins Zentrum der unterrichtlichen Aktivitäten zu rücken sind, durchaus verschiedenartig sind. 

Historische Sachurteile beruhen auf der Analyse historischer Sachverhalte. Sie gehen von einem bestimmten historischen Erkenntnisinteresse aus und beziehen sich auf dieses. Sie konstruieren einen Sinnzusammenhang und beurteilen geschichtliche Handlungen, Ereignisse und Prozesse im historischen Kontext, z.B. im Hinblick auf Motive, Absichten, Ziele, Interessen, Kausalitäten, Bedingungen, (beabsichtigte und unbeabsichtigte) Wirkungen und Folgen (z.B. Kosten und Nutzen, Vor- und Nachteile).

Die Bildung historischer Sachurteile besteht aus mehreren Teiloperationen: a) es werden die im Rahmen des Erkenntnisinteresses relevanten Quellen und Darstellungen
 ausgewählt, analysiert und auf ihren Informationsgehalt und ihre Aussagekraft im Sachzusammenhang untersucht (Auswahl; Analyse), b) die aus der Analyse resultierenden Sachinformationen werden chronologisch und kausal miteinander verknüpft (Verknüpfung), c) sie erhalten dadurch jeweils eine bestimmte Bedeutung innerhalb des thematischen Kontextes und konstituieren auf diese Weise einen Sinnzusammenhang (Deutung; Sinnbildung).

Historische Sachurteile zu bestimmten Fragestellungen können unterschiedlich ausfallen, weil Fachwissenschaftler oder Verfasser nichtwissenschaftlicher Veröffentlichungen zu unterschiedlichen Einschätzungen über die Relevanz von Sachverhalten, die Aussagekraft von Quellenbefunden, den kausalen Zusammenhang zwischen verschiedenen Ereignissen und Entwicklungen sowie über deren Bedeutung im Rahmen des Sinnzusammenhangs kommen können. Wissenschaftliche Diskussionen zwischen Forschern haben ihre Ursache zumeist in solch unterschiedlichen Einschätzungen.

Typische Beispiele für historische Sachurteile aus der Fachliteratur sind:  

a) „Die Reparationen hatten […] keinen entscheidenden direkten Anteil an der Entstehung und Vertiefung der [Welt-]Wirtschaftskrise“ in Deutschland. (Wolfgang J. Helbich)

b) Für Bismarcks Schwenk in der Kolonialpolitik 1884/85 „dürfte […] dieser gesellschafts- und innen-politische Aspekt, [… ] die Vorrangstellung der traditionellen Führungsschicht zu behaupten, die bisher verteidigte Gesellschaftshierarchie und autoritäre Machtstruktur des preußisch-deutschen Staats zu erhalten, […] die höchste Bedeutung besessen haben.“ (Hans-Ulrich Wehler)
  

c) „Die Geldschwemme [der Jahre 1918-1923] brachte eine gewaltige Umverteilung des Volksvermögens zugunsten des großen Kapitalbesitzes. […] Gewinner des Krieges und der Inflation waren vor allem die Industrieunternehmen.“ (Claus-Dieter Krohn)

d) „Hitler war durch die Übernahme des Oberbefehls über die Wehrmacht und durch die persönliche Leitung der Operationen vor allem an der Ostfront derart in Anspruch genommen, dass die Lenkung des NS-Imperiums mehr und mehr seinen Händen entgleiten musste“. (Hans Mommsen)

e) Brüning „war der erste Kanzler im Prozess der Auflösung der deutschen Demokratie“. (Karl Dietrich Bracher)

Im ersten Fall wird ein Sachurteil über eine kausale Beziehung  abgegeben, im zweiten geht es um die handlungsleitenden Motive, Ziele und Interessen einer Person bei einer politischen Entscheidung. Im dritten Beispiel werden die Auswirkungen einer historischen Entwicklung beurteilt. Der vierte Fall stellt sich etwas komplexer dar. Hier sind zwei Sachurteile miteinander verbunden, und zwar eines über politische Machtverhältnisse und eines über die Ursachen dieser Machtkonstellation. Das fünfte Beispiel beinhaltet ein Sachurteil über die Bedeutung und Wirkung eines geschichtlichen Phänomens bzw. geschichtlicher Handlungen (die Politik Heinrich Brünings während seiner Kanzlerschaft) im historischen Kontext. Über die geschichtlichen Zusammenhänge, die in den beiden ersten und den beiden letzten Beispielen beurteilt werden, gibt es in der Historiographie bekanntlich sehr unterschiedliche Meinungen, die Gültigkeit des dritten Sachurteils ist in der Geschichtswissenschaft gegenwärtig weitgehend unumstritten. Besonders deutlich lassen sich divergente wissenschaftliche Positionen in Bezug auf das fünfte Beispiel belegen, denn zu dem zitierten Sachurteil gab es in der historischen Forschung mehrere explizite Gegenthesen, z.B. das Urteil: Brüning war „nicht der erste Kanzler im ‚Auflösungsprozess‘, sondern im (abgeschnittenen) Heilungsprozess der deutschen Demokratie“. (Werner Conze)

Im Rahmen eines Geschichtsunterrichts mit dem Ziel der Förderung von Urteilskompetenz sind besonders solche Sachurteile wichtig, die im Zusammenhang stehen mit Perspektivenübernahmen im historischen Kontext.
 Solche Perspektivenübernahmen
 beziehen sich auf die zeitgenössischen Normen und Werte, auf geschichtliche Denkweisen und Mentalitäten, sie stellen also ab auf den historischen Kontext und sind deshalb dem Bereich der Sachurteilsbildung zuzuordnen. Vereinfacht ausgedrückt, geht es hierbei um die Beantwortung von Fragen der folgenden Art: „Welche Handlung, welche Entscheidung hat eine bestimmte historische Person oder ein Mitglied einer damaligen gesellschaftlichen, politischen o.ä. Gruppe im Rahmen der zeitgenössischen Verhältnisse als ‚richtig‘ angesehen? Welche Motive und welche zeitgenössischen Wertvorstellungen haben bei der Akzeptanz oder Ablehnung einer in einem historischen Zusammenhang entstandenen Idee durch Personen oder Gruppen die entscheidende Rolle gespielt?“ Aufgabenstellungen zur Perspektivenübernahme im Geschichtsunterricht könnten etwa lauten: „Entscheide über die Frage der Hinrichtung von Ludwig XVI. aus der Perspektive eines girondistischen Abgeordneten des französischen Nationalkonvents von 1792/93.“ Oder: „Bewerte die Eroberung Jerusalems im Jahre 1099 aus der Sicht eines christlichen Kreuzfahrers [oder aus der Sicht eines muslimischen Einwohners der Stadt].“ 

Bei der Thematisierung derartiger Fragen im Unterricht geht es in erster Linie um das „Verstehen“ und „Erklären“ historischer Handlungen und Ideen durch Ermittlung handlungsleitender Intentionen und des Selbstverständnisses der historischen Akteure im Rahmen zeitgenössischer Wertvorstellungen und Mentalitäten sowie durch die Analyse der geschichtlichen Rahmenbedingungen.
 Die Argumentation verbleibt also im historischen Zusammenhang und damit auf der Ebene der Sachurteilsbildung. Dennoch sind Perspektivenübernahmen in einem Geschichtsunterricht mit dem Ziel der Förderung von Werturteilskompetenz in doppelter Hinsicht von großer Bedeutung.  Einerseits ist die gründliche Untersuchung der Motive und Intentionen der historischen Personen eine notwendige Voraussetzung für eine angemessene Werturteilsbildung, denn die Bewertung einer Handlung ist ohne die Kenntnisse der Ziele und Beweggründe der handelnden Person(en) kaum adäquat möglich. Diesem Gesichtspunkt kommt bei der Planung von Geschichtsunterricht, der einer Förderung von Urteilskompetenz dienen soll, ganz besondere Relevanz zu, denn empirische Untersuchungen haben gezeigt, dass Schülerinnen und Schülern (und nicht nur diesen!) die Rekonstruktion ihnen fremder historischer Handlungsmotive und Mentalitäten große Schwierigkeiten bereitet.
  Zweitens findet durch die Eruierung vergangener Wertvorstellungen eine indirekte Förderung der Werturteilskompetenz als Orientierungsfähigkeit mit dem Ziel der sinnhaften Gestaltung der eigenen Lebenspraxis auf der Basis gedeuteter historischer Erfahrung statt. Denn die Kenntnis verschiedenartiger Wertvorstellungen aus unterschiedlichen historischen Perioden und die Erkenntnis, dass sich Wertesysteme in der Zeit verändert haben (und zukünftig verändern können), erhöht die Fähigkeit zur rationalen und reflektierten Urteilsbildung, insbesondere die Fähigkeit zur Reflexion des eigenen Standpunktes, weil sie den Horizont erweitert.

Historische Werturteile bewerten historisches Handeln (oder Nichthandeln), Motive, Ziele, Argumente oder Ideen von Personen, Gruppen oder Institutionen unter explizitem oder implizitem Bezug auf bestimmte Normen und Maßstäbe. Sie gehen von einem persönlichen Standpunkt aus, sind also an die urteilende Person gebunden und daher per se subjektiv, allerdings nicht ausschließlich individuell geprägt, sondern darüber hinaus von den jeweils gegenwärtigen Lebensverhältnissen der urteilenden Person, namentlich den gesellschaftlich akzeptierten Normen und Wertesystemen beeinflusst. Historische Werturteile beziehen sich auf die Gegenwart des Urteilenden, auf die zum Urteilszeitpunkt anerkannten bzw. die vom Urteilenden präferierten Normen und Werte.

Im Geschichtsunterricht geht es bei der Bildung historischer Werturteile, wiederum vereinfacht formuliert, um Fragen folgender Art: „Wie bewerte ich in meiner heutigen Situation, auf der Basis der von mir anerkannten bzw. befürworteten Normen und Werte das Verhalten, das Motiv, die Idee usw. einer bestimmten Person oder Gruppe zu einer bestimmten Zeit?“  Beispiele für entsprechende unterrichtliche Aufgabenstellungen sind: „Ist die Bezeichnung Alexander der Große unter Anlegung heutiger Maßstäbe angemessen?“, „Ist das gewaltsame Aufbegehren der schlesischen Weber gegen ihre Arbeitgeber im Jahre 1844 aus heutiger Sicht gerechtfertigt?“ oder „Ist das Verhalten der Deserteure aus der NS-Wehrmacht vor dem Hintergrund gegenwärtig anerkannter Wertsysteme als vorbildlich anzusehen?“ Vergangene Handlungen, Motive, Ideen werden also aus der Gegenwart des Urteilenden bewertet, die gedankliche Auseinandersetzung mit Fragen der genannten Art im Geschichtsunterricht zielt auf die Förderung einer kritischen Werturteilskompetenz als Basis der Orientierungsfähigkeit in Gegenwart und Zukunft.

Beispiele aus wissenschaftlichen Darstellungen für explizite historische Werturteile sind:

a) Brüning erhob „im Angesicht der akuten Wirtschafts-und Staatskrise das Primat der Außenpolitik zur falschen Zeit und in einem nicht mehr vertretbaren Ausmaß zum Dogma.“ (Wolfgang J. Helbich)

b) „… recht viele der Verantwortlichen [haben]den Ausbruch der Großen [Weltwirtschafts-]Krise nicht als eine Katastrophe diagnostiziert […], sondern als Chance zur Bereinigung der [im ökonomischen Sinne] kranken Situation begriffen. […]Eine solche Bereinigung fand denn auch in der Krise wirklich statt. [Sie wurde]… von Brüning und den ihn umgebenden Kräften wahrhaft heroisch durchgestanden. (Knut Borchardt)
 

c) „Selten ist einer sozialen Schicht [den preußischen Adligen, die den Kern der Teilnehmer des „Putschversuches vom 20.Juli 1944“ stellten] der ‚Auszug aus der Geschichte‘ eindrucksvoller und gewinnender gelungen als dieser; doch hat sie, aufs Ganze gesehen, das Opfer nur um ihrer selbst Willen gebracht.“ (Joachim C. Fest)

d) „Das Schicksal mehrerer Millionen russischer Kriegsgefangener ging keineswegs allein auf das Konto der SS-Instanzen und der Einsatzgruppen. Armee-Einheiten wirkten immer direkt und indirekt daran mit, dass ein Teil der Gefangenen selektiert und liquidiert werden konnte; OKW und OKH hatten maßgeblichen Anteil daran, dass ungezählte russische Kriegsgefangene in den Lagern verhungerten, nicht primär [ …], weil es an Lebensmitteln fehlte, sondern weil russische Menschen-leben im Licht der „Untermenschen“-Theorie und des Lebensraumgedankens nichts galten“. (Hans Mommsen)

Die wiedergegebenen Werturteile beziehen sich offensichtlich auf jeweils sehr verschiedene Wertmaßstäbe.  

Das erste Werturteil bewertet historische politische Entscheidungen, und zwar hinsichtlich ihrer Zweckrationalität (oder Effizienz), das heißt, hinsichtlich der Zweckmäßigkeit der gewählten politischen Mittel für die damit angestrebten Ziele.
 Besonders in den Blick genommen werden die Gütekriterien „Abstimmung politischer Maßnahmen auf  die gegebenen Rahmenbedingungen“ und „Abschätzung möglicher Folgen politischer Entscheidungen“. Helbich vertritt das Urteil – dies macht die gesamte Abhandlung deutlicher als das kurze Zitat -, Brünings Politik sei nicht zweckrational gewesen, weil er seine Handlungsmöglichkeiten unter den Bedingungen der ökonomischen und politischen Krise seit dem Ende der 1920er Jahre und die Auswirkungen seiner politischen Entscheidungen unter diesen Voraussetzungen nicht zutreffend eingeschätzt, daher falsche politische Prioritäten gesetzt habe. 

Das Werturteil im Beispiel b) bezieht sich auf die Betrachtungsebene „Ökonomie“, und zwar auf die Kategorie „Zweckmäßigkeit für wirtschaftlichen Erfolg“, präziser: „Effizienz in Bezug auf die Herstellung von Voraussetzungen für wirtschaftliches Wachstum“. Die zur Bewertung herangezogenen Aspekte sind aus dem kurzen Zitat nicht abzulesen; die Kenntnis des gesamten  Argumentationszusammenhangs zeigt, dass Borchardt seine Ausführungen hauptsächlich auf die Indikatoren „Produktionskosten“ und „Einkommensverteilung“ bezieht.
 Im Hinblick auf diese Kennziffern bewertet Borchardt die Wirtschafts- und Sozialpolitik Heinrich Brünings während seiner Kanzlerschaft als vorbildlich, geradezu heldenhaft, weil durch diese Politik Hindernisse für zukünftige wirtschaftliche Erfolge gegen vielfache Widerstände beseitigt worden seien. 

Werturteile, die sich auf Fragen der Effizienz und Zweckmäßigkeit von Ideen oder Maßnahmen im Hinblick auf bestimmte Zielsetzungen beziehen, erfordern – dies zeigen die genannten Beispiele unmittelbar - meist sehr komplexe Überlegungen. Ihr wirkliches Verständnis und eine Auseinandersetzung mit ihnen setzen profunde Kenntnisse sowohl über den historischen Einzelfall und seinen Kontext als auch über die Funktionsweise politischer, gesellschaftlicher und ökonomischer Systeme voraus. Daher würde die Thematisierung derartiger Wertungen und Bewertungsfragen im Geschichtsunterricht der Sek. I eine erhebliche Überforderung der Schülerinnen und Schüler darstellen, zumal solche Fragen in aller Regel weit entfernt von deren üblichen Lebenserfahrungen angesiedelt sind. Bewertungsfragen dieser Art sollten also bei der Planung von Unterricht mit dem Ziel der Förderung historischer Werturteilskompetenz  in der Sek. I unberücksichtigt bleiben. 

Im Beispiel c) werden die Motive der Adligen, die sich dem im Attentat vom 20. Juli kulminierenden Widerstand gegen das NS-Regime anschlossen, von Joachim C. Fest mit (gesinnungs-)ethischen Maßstäben bewertet. Das heißt, Fest macht die den Handlungen der adligen Widerstandskämpfer zugrundeliegenden Absichten und Ziele zum Bewertungskriterium. Er kritisiert die adligen Widerständler dafür, in erster Linie ihre eigenen Interessen und nicht das allgemeine Wohl im Auge gehabt zu haben und damit übergreifenden ethischen Werten – die nicht explizit benannt werden
 - nicht gerecht geworden zu sein. 

Hans Mommsen bewertet im Beispiel d) die Politik der deutschen Wehrmacht gegenüber den russischen Kriegsgefangenen anhand humanitärer Kriterien. Er wirft der Wehrmacht, insbesondere der Wehrmachtführung, die Akzeptanz und Übernahme einer zutiefst inhumanen, menschen-verachtenden Ideologie vor und macht sie (mit-)verantwortlich für Verstöße gegen Menschenrechte und Menschenwürde der russischen Kriegsgefangenen. 

Werturteile, die, wie die Beispiele c) und d), auf humanitären und ethischen Kriterien basieren, können im Geschichtsunterricht der Sek. I – auf altersgemäßem Niveau - durchaus thematisiert werden, denn Urteilsmaßstäbe wie Menschenrechte, Menschenwürde und Moral sind im Verstehenshorizont von Schülerinnen und Schülern dieser Altersstufe mindestens im Sinn ihrer Grundideen durchaus verankert. Daher zählt die Geschichtsdidaktik die Förderung der Kompetenz, solche Urteile zu analysieren und selbst zu formulieren, mit Recht ausdrücklich zu den Aufgaben des Geschichtsunterrichts.
 

Die Zuordnung der in historischen Darstellungen vorzufindenden Urteile zu den Kategorien Sach- und Werturteil stellt sich nicht immer so unproblematisch dar wie die bisher vorgestellten Beispiele - die gerade wegen ihrer leichten Kategorisierbarkeit ausgewählt worden sind - vermuten lassen. (Für urteilende Äußerungen im Geschichtsunterricht gilt dies umso mehr, da sie in aller Regel nicht so intensiv durchdacht und abgewogen werden wie Stellungnahmen in wissenschaftlichen oder geschichtskulturellen Medien.) Die Ursache dafür findet sich einerseits in der schon angesprochenen prinzipiell engen Verschränkung der beiden Urteilsarten, die ihrer Trennung den Charakter einer künstlichen Scheidung sinnhaft zusammenhängender Elemente verleiht. Daneben gibt es noch weitere, weniger grundsätzliche Schwierigkeiten, z.B. können in den Ausführungen der Autoren Sachargumente und wertende Aussagen vermischt vorkommen, können durch Sachurteile Wertungen impliziert werden, die nicht sofort erkennbar sind, oder die Argumentation bewegt sich auf der Sachebene, die Sprache enthält jedoch wertende Elemente, oder Autor und Leser bzw. verschiedene Leser besitzen ein unterschiedliches Verständnis über die Bedeutung der verwendeten Begrifflichkeit oder verbinden diese mit divergenten Konnotationen.
 Außerdem sind sprachliche Aussagen niemals ganz wertfrei
; daher lässt es sich kaum vermeiden, dass die sprachliche Darstellung von Sachurteilen wertende Elemente enthält.

Diese Hinweise seien an einigen Beispielen verdeutlicht. Beim ersten handelt es sich um ein  Urteil von Götz Aly: „Eben weil so viele Deutsche von den Raubzügen des nationalsozialistischen Deutschland profitierten, entwickelte sich nur marginaler Widerstand [gegen die NS-Regierung].“
 Alys Äußerung ist insofern als Sachurteil anzusehen, als er eine Erklärung für den „marginalen Widerstand“ – diese Formulierung enthält ein weiteres Sachurteil – aus der deutschen Bevölkerung gegen die Politik der NS-Regierung anbietet. Die Verwendung der Begriffe „Raubzüge“ und „profitieren“ kann allerdings wegen ihrer üblicherweise negativen Konnotation so verstanden werden, dass Aly das Verhalten der überwältigen Mehrheit der Bevölkerung, keinen Widerstand gegen die NS-Regierung zu leisten, verurteilt, also bewertet. 

Das folgende Urteil stammt von Martin Broszat: „Das am meisten Verbindende in dem ‚unseligen‘ (und auch weiterhin konfliktreichen) Bündnis zwischen den alten konservativen Eliten und der nationalsozialistischen Massenbewegung, das Hitlers Machtübernahme ermöglichte, war die aggressive Negation des Weimarer Parteienstaats und seiner besonderen Prägung durch diejenigen Kräfte, die schon im Wilhelminischen Deutschland lange Zeit als Reichsfeinde diskriminiert worden waren: Sozialdemokratie, bürgerlicher ‚Freisinn‘ und politischer Katholizismus“. 
 Dieser eine Satz enthält eine ganze Reihe von Sachurteilen: über die Ziele und Motive politischer bzw. gesellschaftlicher Gruppen in der Spätphase der Weimarer Republik, über die Gründe für das politische Bündnis zwischen diesen  Gruppen, über den Charakter der Zusammenarbeit dieser Kräfte, über die Ursachen für die Machtübernahme durch die Nationalsozialisten. Er weist aber auch Elemente auf, die als Bewertung anzusehen sind bzw. angesehen werden können. Bei der Charakterisierung des Bündnisses zwischen den konservativen Eliten und der NS-Bewegung als „unselig“ handelt es sich zweifellos um eine Wertung, wenngleich Broszat das wertende Adjektiv in Anführungszeichen setzt und es dadurch abschwächt. Den Begriffen „aggressiv“ und „diskriminieren“ werden in der deutschen Sprache zumeist negative Konnotationen zugeordnet, insofern sind sie keine wertneutralen Formulierungen. Ihre Verwendung kann als Signal für die Absicht einer Bewertung ausgelegt werden; Bewertungsmaßstäbe werden nicht explizit genannt, es darf eine Orientierung an demokratischen und sozialstaatlichen Werten unterstellt werden. Diese beiden Formulierungen können allerdings auch als wertfreie Sachurteile verstanden werden, mit denen Broszat hervorheben will, dass die konservativen Eliten und die NS-Bewegung die Weimarer Republik  offensiv bekämpft haben und oppositionelle Gruppierungen im Kaiserreich politisch und gesellschaftlich ausgegrenzt worden sind – beide Urteile werden in ihrem sachlichen Gehalt in der historischen Forschung kaum auf Widerspruch treffen.

Die an Beispielen aufgezeigte Schwierigkeit, in wissenschaftlichen und Schulbuch-Texten über Geschichte zwischen Sach- und Werturteilen zu differenzieren, bedeutet für die Planung von Geschichtsunterricht mit dem Ziel der Förderung von Urteilskompetenz, die Fähigkeit zur Unterscheidung der beiden Urteilsformen zu einem wichtigen Unterrichtsziel zu erklären. 

3) Qualitätskriterien für historische Urteile: Woran ist ein kompetentes historisches Urteil zu erkennen?

Um die historische Urteilskompetenz von Schülerinnen und Schülern gezielt fördern zu können, ist es hilfreich, in einer Vorüberlegung zu klären, welche Merkmale über die Qualität eines historischen Urteils entscheiden, wie gelungene von weniger gelungenen Urteilen zu unterscheiden sind.

Die geschichtsdidaktische Forschung hat der Frage, nach welchen Kriterien die Qualität historischer (Sach- und Wert-) Urteile zu bemessen ist, bisher wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Daher kann der folgende Versuch, solche Qualitätsmerkmale zu benennen, nicht mehr sein als ein erster Schritt in Richtung auf das Ziel eines konsistenten und differenzierten Systems von Qualitätskennzeichen historischer Sach- und Werturteile.
 

Es lassen sich einerseits Qualitätskriterien identifizieren, die sowohl für Sach- als auch für Werturteile gelten, andererseits Qualitätsmerkmale, die für eine der beiden Urteilsformen gelten.

Qualitätskennzeichen sowohl für Sach- als auch für Werturteile sind Stimmigkeit und Plausibilität sowie Reflexivität.

Ein Urteil ist als in sich stimmig und plausibel zu bezeichnen, wenn es 

- umfassend, kohärent und schlüssig begründet ist, 

- den Regeln der Logik entspricht, 

- nicht allgemeinen menschlichen Erfahrungen widerspricht, 

- verständlich und für andere nachvollziehbar dargestellt wird.

Ein Urteil ist als reflexiv zu charakterisieren, wenn 

- es sich der eigenen Perspektivität bewusst ist, 

- sich mit anderen Urteilen argumentativ auseinandersetzt, 

- zwischen verschieden denkbaren Beurteilungen abwägt, 

- Modifikation und Revision nicht ausschließt.

Die Qualität eines Sachurteils bemisst sich darüber hinaus an dem Kriterium Sachgerechtigkeit (empirische Triftigkeit) und historischer Gehalt; die eines Werturteils an dem Merkmal Wertgerechtigkeit (normative Triftigkeit).

Ein Sachurteil ist als historisch gehaltvoll und sachgerecht (empirisch triftig) zu bewerten, wenn es

- die (im Unterricht) zur Verfügung stehenden Informationsmaterialien (Quellen und Darstellungen)  sämtlich einbezieht,

- möglichst viele der darin enthaltenen wesentlichen Informationen berücksichtigt, 

- übereinstimmenden essentiellen Aussagen der Quellen bzw. Darstellungen nicht widerspricht, 

- den in Frage stehenden historischen Sachverhalt nach Möglichkeit aus mehreren Perspektiven erfasst.

Ein Werturteil ist als wertgerecht (normativ triftig) anzusehen, wenn es

- die ihm zu Grunde liegende Werte und Normen offenlegt und somit einem Diskurs zugänglich macht, 

- auf Normen beruht, deren Realisierung Urteilspluralismus zulässt,  

- nicht in Widerspruch steht zu fundamentalen Werten wie Humanität (Menschenwürde; Menschen-rechte), Freiheit und Demokratie, 

- Unterschiede zwischen zeitgenössischen und gegenwärtigen Wertesystemen beachtet.

4) „Entfaltung“ der historischen Urteilskompetenz: Was können Schülerinnen und Schüler, die historisch urteilskompetent sind?

Auf der Basis der Überlegungen zur Begrifflichkeit und zu den Qualitätskriterien historischer Urteile lässt sich die Kompetenz historische Urteilsfähigkeit in Teilkompetenzen zerlegen, die nähere Auskunft darüber geben, was Schülerinnen und Schüler am Ende der Sek. I können sollten, damit ihnen der erfolgreiche Erwerb historischer Urteilskompetenz attestiert werden kann.

Schülerinnen und Schüler am Ende der Sek. I verfügen über historische Sachurteilskompetenz, wenn sie beispielbezogen und auf altersgemäßem Niveau:

- handlungsleitende Motive und Intentionen von historischen Personen bzw. Gruppierungen herausarbeiten können;

- Wertvorstellungen von Menschen aus der Vergangenheit beschreiben können;

- an Beispielen Unterschiede zwischen geschichtlichen und gegenwärtigen Normen und Wertvorstellungen nennen und erläutern können;

- geschichtliche Entscheidungen und Aktionen vor dem Hintergrund der historischen Handlungsmöglichkeiten und –grenzen beurteilen können;

- historische Phänomene und Konstellationen aus verschiedenen Perspektiven betrachten können;

- Gemeinsamkeiten und Unterschiede von/zwischen verschiedenen Urteilen und Wertungen herausarbeiten können; 

- umstrittene geschichtliche Entscheidungen/Handlungen/Ideen als strittig darstellen können. 

Schülerinnen und Schüler am Ende der Sek. I verfügen über historische Werturteilskompetenz, wenn sie beispielbezogen und auf altersgemäßem Niveau:

- vorliegende Bewertungen hinsichtlich der ihnen zu Grunde liegenden Normen und Werte analysieren können;  

- geschichtliche und gegenwärtige Wertvorstellungen im Hinblick auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede vergleichen können;

- grundlegende humanitäre und moralische Normen nennen und zur Begründung von Werturteilen verwenden können. 

Schülerinnen und Schüler am Ende der Sek. I verfügen über historische Urteilskompetenz, die sich auf beide Arten historischer Urteile bezieht, wenn sie zusätzlich auf altersgemäßem Niveau:

- in Texten und Wortbeiträgen beschreibende, (in der Sache)urteilende und wertende Passagen unterscheiden können; 

- charakteristische Kennzeichen von Sachurteilen und  Werturteilen benennen und erklären können;

- Qualitätskriterien  von historischen Sach- und Werturteilen nennen und begründen können;

- die Historizität heutiger Normen und Werte erläutern können;

- sich der  Perspektivität ihrer eigenen Urteile und Wertungen bewusst sind;

- sich mit Vertretern anderer Bewertungen über die verschiedenen Sichtweisen argumentativ, Bezug nehmend und abwägend austauschen können und die Bereitschaft besitzen, eigene Bewertungen vor diesem Hintergrund zu überprüfen und ggf. zu revidieren;

- ihre Urteile und Wertungen auf altersgemäß angemessenem fachsprachlichen Niveau darstellen können;

- die Bedeutung gründlicher Sachanalysen und Sachurteile für die Qualität historischer Werturteile erklären können.

Ein Geschichtsunterricht, der den Erwerb historischer Urteilskompetenz durch Schülerinnen und Schüler gezielt fördern möchte, ist darauf angewiesen, dass diese schon über grundlegende andere Kompetenzen verfügen, die in den Lernprozessen vorausgesetzt und angewendet werden. Insbesondere müssen sie im Bereich Sachkompetenz:

- wissen, dass es sich bei der Darstellung von Geschichte um eine Deutung handelt, 

- wesentliche Entwicklungen und charakteristische Merkmale der Epochen benennen können, in welche die zu beurteilenden Handlungen zeitlich einzuordnen sind; allgemeiner formuliert: über ein historisches „Arbeitswissen“ verfügen, das es ihnen ermöglicht, sachgerechte Urteile zu bilden; 

im Bereich der Methodenkompetenz müssen sie hauptsächlich:
- in Texten Informationen identifizieren können, die für die gestellte Frage relevant sind, und den Hauptgedanken eines Textes benennen können;

- elementare Schritte der Interpretation von Quellen und Darstellungen sach- und themengerecht anwenden können;

- Informationen vergleichen, Verbindungen zwischen ihnen herstellen und Zusammenhänge erklären können;

- unterschiedliche Perspektiven sowie kontroverse Standpunkte erfassen und zutreffend wieder-geben können.

5) Didaktische Akzentuierung und Reduktion: Die Planung exemplarischer Unterrichtseinheiten zur Förderung historischer (Wert-)Urteilskompetenz 

Angesichts des unbefriedigenden Erkenntnisstandes über die meisten theoretischen und praktischen Fragen, die die Konzipierung und Durchführung von Geschichtsunterricht mit dem Ziel der Förderung von historischer Urteilskompetenz betreffen, ist gegenwärtig die Planung einer Unterrichtsreihe, mit der die historische Urteilsfähigkeit der Schülerinnen und Schüler in der Sek I. systematisch und  progressiv aufgebaut werden kann, nicht zu leisten. Dies gilt schon allein deshalb, weil die vielgestaltigen und teilweise durchaus komplexen und anspruchsvollen Fähigkeiten, die in der Summe die historische Urteilskompetenz ausmachen, von den Schülerinnen und Schülern nicht in wenigen Unterrichtsstunden oder in einer einzigen, zusammenhängenden Unterrichtsreihe vollständig erworben werden können.

Daher werden vier Beispiele für Unterrichtseinheiten bzw. Unterrichtssequenzen vorgestellt, die sich dazu eignen, einige der Teilkompetenzen, die in ihrer Gesamtheit die historische Urteilskompetenz ausmachen, besonders zu fördern.  Wegen des exemplarischen Charakters der geplanten Unterrichtseinheiten ist eine Auswahl und Konzentration der Kompetenzziele sinnvoll und erforderlich. Der Schwerpunkt der konzipierten Unterrichtseinheiten liegt bei der Förderung von Werturteilskompetenz. Diese Fokussierung bedeutet nicht, dass der Bereich der Sachurteilsbildung im Unterricht ausgeblendet wird, denn kompetente Werturteile können nur auf der Basis profunder Sachanalysen und Sachurteile formuliert werden. Aber Teilkompetenzen der Sachurteilskompetenz finden in den geplanten Unterrichtseinheiten nur insoweit Berücksichtigung, wie sie zur Vorbereitung der Werturteilsbildung bzw. Förderung der Werturteilskompetenz erforderlich sind. Die Entwicklung der Sachurteilskompetenz erfolgt also in erster Linie nicht um ihrer selbst willen. 

Die wesentlichen Kompetenzziele der geplanten Unterrichtsvorhaben sind demnach, dass die Schülerinnen und Schüler 

- in Ansätzen
 explizite oder implizite Werturteile in darstellenden Texten und in Quellen analysieren und zu diesen Stellung beziehen können;  

- in Ansätzen auf der Basis von Sachanalysen und Sachurteilen selber wertgerechte Urteile formulieren und schlüssig begründen können.

Die in den einzelnen Unterrichtseinheiten im Zentrum stehenden Teilkompetenzen werden jeweils dort ausgewiesen. 

Bei der Konzipierung der einzelnen Unterrichtseinheiten hat sich gezeigt (bzw. bestätigt), dass Werturteilskompetenz im Geschichtsunterricht nur dann adäquat gefördert werden kann, wenn sowohl für die Werturteilsbildung als auch für die vorangehenden Phasen der Sachanalyse und Sachurteilsbildung ausreichend Unterrichtszeit zur Verfügung steht. Denn Schülerinnen und Schüler können nur dann angemessene Werturteile bilden, wenn sie mehrere Sichtweisen des zu bewertenden historischen Sachverhalts kennengelernt haben, wenn sie den historischen Kontext hinreichend überblicken und beurteilen können, wenn sie - dies gilt mindestens für die Sek. I - in Quellen oder Darstellungen Anknüpfungspunkte für eigene Bewertungen vorfinden und wenn sie ihre eigenen Wertungen durch Vergleich mit anderen Urteilen überprüfen können. Das heißt für die Unterrichtspraxis, dass für die gezielte Förderung von Werturteilkompetenz, wenn der gesamte Prozess von der Sachanalyse bis zur Urteilsbildung und -reflexion in den Blick genommen wird, Doppelstunden oder kurze Unterrichtssequenzen mit drei bis fünf Unterrichtsstunden eingeplant werden sollten.
 

Passende Unterrichtsinhalte für thematische Zugriffe, die auf Werturteilsbildung abzielen, lassen sich in vielen Bereichen der Geschichte finden. Die ausgewählten Sachverhalte müssen hauptsächlich zwei Voraussetzung erfüllen: Erstens müssen sie die Möglichkeit zu alternativen, kontroversen Bewertungen bieten.
  Diese Bedingung erfüllen zum Beispiel historische Entscheidungssituationen, in denen für die Handelnden oder zwischen den Beteiligten umstritten war, welcher Weg der richtige war.
 Oder der Geschichtsunterricht greift unterschiedliche Bewertungen historischer Fragen oder Sachzusammenhänge durch die Geschichtswissenschaft oder die Geschichtskultur auf und macht sie zum Ausgangspunkt von Analyse, Deutung und Wertung durch die Schülerinnen und Schüler. Zweitens muss es um historische Handlungsbereiche gehen, welche die Schülerinnen und Schüler mit ihren eigenen Lebenserfahrungen und relevanten Gegenwarts- und Zukunftsfragen  in Verbindung bringen können, weil ansonsten kein bedeutsamer Lernfortschritt möglich wäre.
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